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 Zu den Anforderungen an eine wirksame Be-

denkenanmeldung 
Das Brandenburgische Oberlandesgericht hat 
sich mit den Anforderungen an eine den Auf-
tragnehmer entlastende Bedenkenanmeldung 
auseinandergesetzt: 
Im zu entscheidenden Fall hatte ein Nachunter-
nehmer die Entwässerungsleitung verlegt und 
nach eigenen Angaben schon in der vorvertrag-
lichen Phase darauf hingewiesen, dass es "so 
nicht funktionieren kann“. Gleichwohl hat er im 
Nachgang ein Angebot unterbreitet und keine 
weiteren Hinweise erteilt. Man streitet um die 
Kosten der Mangelbeseitigung. 

Das Gericht führt zu den Anforderungen an ei-
nen wirksamen Bedenkenhinweis aus, dass 
dieser 

- zur rechten Zeit 
- in der gebotenen Form 

- mit der notwendigen Klarheit und 

- gegenüber dem richtigen Adressaten zu erfol-
gen hat. 

Dies gelte auch im BGB-Bauvertrag, wobei dort 
die Bedenkenanmeldung anders als im VOB-
Vertrag nicht in Textform erfolgen müsse, aber 
dennoch mit ausreichender Warnung. Inhaltlich 
sei gefordert, dass der Hinweis zutreffend, in-
haltlich klar, vollständig und erschöpfend die 
nachteiligen Folgen der geplanten Ausführung 
und die sich daraus ergebenden Gefahren kon-
kret darlegen müsse, damit für den Auftragge-
ber die Tragweite der Nichtbefolgung des Hin-
weises erkennbar wird. Ein Fachunternehmen 
kann sich also nicht darauf berufen, Erklärun-
gen lediglich pauschalen Inhalts abzugeben 
("das funktioniert nicht"). 
Da der Auftragnehmer darlegungs- und beweis-
belastet dafür ist, dass er richtig Bedenken an-
gemeldet hat, ist eine mündliche Bedenkenan-
meldung fast immer ungeeignet, da der spätere 
Nachweis, dass die vorgenannten Kriterien er-
füllt sind, unter Umständen Jahre später in einer 
Prozesssituation dann nicht mehr - zur Über-
zeugung der Gerichte - erbracht werden kann. 

Der Unternehmer hat sich im Verfahren unter 
anderem auch darauf berufen, er habe in Bau-
besprechungen diese Bedenken angemeldet, 
konnte aber z.B. nicht nachweisen, dass seine 
Auftraggeberin an diesen teilgenommen hat, 
die Bedenkenanmeldung gegenüber anderen 
als dem Vertragspartner (z.B. dem Architekten) 
ist aber ungeeignet und nicht ausreichend, um 
für eine Enthaftung zu sorgen. Das ergibt sich 
ganz leicht schon aus der Überlegung, dass ja 
nur mit dem Vertragspartner überhaupt ein Ver-
hältnis besteht, aus dem sich einerseits die Haf-
tung des Unternehmers ergeben kann, anderer-
seits er selbst Ansprüche auf Zahlungen herlei-
tet. Erklärungen gegenüber Dritten, die am Ver-
tragsverhältnis nicht beteiligt sind, auch - wie-
derholend und betont - dem bauleitenden Archi-
tekten, haben insoweit keine Auswirkungen auf 
das Vertragsverhältnis und sind schlechter-
dings ungeeignet, die mit der Bedenkenanmel-
dung gewünschte Wirkung herbeizuführen. Da-
bei ist es unschädlich, wenn der Architekt auch 
informiert wird, allein entscheidend ist aber, 
dass der Vertragspartner/Auftraggeber infor-
miert ist. Er muss die Entscheidungen auf der 
Basis der erteilten Bedenkenanmeldung treffen. 

OLG Brandenburg, Urteil vom 20.05.2020 - 11 
U 74/18 

 Kündigung als ernsthafte Erfüllungsverwei-
gerung? 
Das Oberlandesgericht Köln hatte einen Fall zu 
entscheiden, in dem Folgendes geschehen war: 
Der Generalunternehmer hat gegenüber dem 
Auftraggeber die Kündigung des Bauvertrages 
erklärt, nachdem der für den Rohbau vorgese-
hene Unternehmer in Insolvenz gefallen ist. Im 
Kündigungsschreiben und der danach folgenden 
Korrespondenz hat der Generalunternehmer 
aber angeboten, entweder die geplante Ausfüh-
rung zu einem anderen Preis umzusetzen oder 
eine technisch andere Lösung (Teilunterkelle-
rung statt Stelzenlösung) auszuführen, zum sel-
ben Preis. Darüber haben die Parteien auch ver-
handelt, aber keine Einigung gefunden. Die Auf-
traggeber haben daraufhin selbst gekündigt, ei-
nen Drittunternehmer mit der Ausführung des 
Bauvorhabens beauftragt und verlangen nun 
Mehrkosten von über EUR 100.000,00 vom Ge-
neralunternehmer. Dieser verteidigt sich unter 
anderem damit, dass die Auftraggeber keine 
Nachfrist zur Erfüllung des Vertrages gesetzt ha-
ben und hat damit Erfolg. 
Das Oberlandesgericht führt aus, dass eine Kün-
digung des Werkvertrages (in diesem Fall die 
Auftragnehmerkündigung), ohne dass ein Grund 
die Kündigung rechtfertigen könnte, durchaus 
als ernsthafte und endgültige Erfüllungsverwei-
gerung in Betracht komme, dies im vorliegenden 
Fall aber deswegen nicht gegeben ist, da der 
Unternehmer bereits im Kündigungsschreiben 
selbst eine Alternative angeboten hatte und man 
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auch im Nachgang über verschiedene Lösungs-
möglichkeiten gesprochen hat. Eine der Lö-
sungsmöglichkeiten (Teilunterkellerung statt 
Stelzenlösung) sei außerdem von den Bauher-
ren dann tatsächlich mit einem anderen Unter-
nehmer ausgeführt worden, was ja den Schluss 
nahe legt, dass die angebotene Alternativlösung 
den Auftraggebern auch durchaus zumutbar 
war. Nachdem das Oberlandesgericht keine 
endgültige und ernsthafte Erfüllungsverweige-
rung des Unternehmers angenommen hat, 
mussten die Bauherren, um die Mehrkosten für 
die Errichtung des Bauvorhabens vom Unter-
nehmer verlangen zu können, eine Nachfrist ge-
setzt haben. Das haben sie unterlassen und des-
wegen keinen Anspruch auf Schadensersatz. 
Festzuhalten bleibt, dass dem Unternehmer kein 
Kündigungsrecht beim Bauvertrag zusteht, es 
sei denn er hatte einen wichtigen Grund. Ein sol-
cher wichtiger Grund liegt nicht in der Insolvenz 
eines für das Bauvorhaben ausgesuchten Nach-
unternehmers, da die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit und Vertragserfüllungsfähigkeit der 
Nachunternehmer ausschließlich im Risikobe-
reich des Generalunternehmers und nicht des 
Bauherrn liegt. Insofern war die Kündigung des 
Generalunternehmers hoch riskant. Im vorlie-
genden Fall hat er das Glück gehabt, dass das 
Gericht die in der Kündigung angebotene Alter-
native und die nachherigen Verhandlungen dar-
über so behandelt hat, dass die durch die Kün-
digung erzeugte Verweigerungswirkung abge-
schwächt/aufgehoben wurde und eine Nachfrist-
setzung durch den Auftraggeber nicht als ent-
behrlich angesehen wurde. 
Für Auftraggeber, die in einer solchen Situation 
kündigen wollen, empfiehlt es sich deswegen 
immer über eine Fristsetzung für Klarheit zu sor-
gen, ob Erfüllungsbereitschaft besteht oder 
nicht. 
Oberlandesgericht Köln, Urteil vom 15.07.2020 - 
11 U 64/19 

 

 Umgang trotz Corona 
Durch das Amtsgericht Frankfurt/Main wurde mit 
Beschluss vom 16.04.2020 - 456 F 5086/20 (Fa-
mRZ 2020, 930) über die Verhängung von Ord-
nungsmitteln bei Verweigerung eines Umgangs-
kontaktes mit Verweis auf die aktuelle Gesund-
heitslage "Corona-Pandemie“ entschieden. 
Nach dem zugrunde liegenden Sachverhalt be-
stand ein Beschluss des Familiengerichts zum 
31.01.2020 mit der Anordnung von Terminen 
zum begleiteten Umgang, in einer Jugendhil-
feeinrichtung, dies bei einem einjährigen Kind. 
Termine haben teilweise stattgefunden. Sodann 

hat jedoch die Kindesmutter schriftlich erklärt, 
aufgrund einer weltweiten Verbreitung des 
Corona-Virus sage sie bis Ende April alle Um-
gangstermine ab. Diese Erklärung ist trotz Hin-
weises auf die bestehende Vereinbarung und 
die Möglichkeit zur Verhängung von Ordnungs-
mitteln aufrechterhalten worden, vier Umgangs-
termine konnten nicht durchgeführt werden, wel-
che terminlich bereits bestimmt gewesen sind. 
Aufgrund der guten Einkommensverhältnisse 
der Kindesmutter (im Verfahren mitgeteilt mit 
monatlich zwischen EUR 30.000,00 und EUR 
50.000,00) wurde durch das Familiengericht für 
jeden der nicht durchgeführten Termine ein Ord-
nungsgeld von EUR 5.000,00 verhängt, insge-
samt EUR 20.000,00. Es wurde darauf hinge-
wiesen, dass angesichts der Lage in Deutsch-
land weder allgemein noch konkret, bezogen auf 
das betroffene Kind, eine Gefährdung bei Durch-
führung der begleiteten Umgangstermine er-
sichtlich ist, sodass ein schuldhafter Verstoß ge-
gen die bestehende Umgangsvereinbarung als 
Grundlage des verhängten Ordnungsgeldes 
festzustellen war. 
FamG Frankfurt/Main, Beschluss vom 
16.04.2020 – 456 F 5086/20 
 

 Geänderte Rechtsprechung zum Hausverbot 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 
29.05.2020 (V ZR 275/18) seine Rechtspre-
chung zur Erteilung eines Hausverbots modifi-
ziert und die Zulässigkeit von Hausverboten er-
heblich erweitert. Die Entscheidung ist insbeson-
dere für Hausrechtsinhaber von Bedeutung, wel-
che die Örtlichkeit für den allgemeinen Publi-
kumsverkehr eröffnet haben. 
Die Beklagte betreibt eine Therme mit Saunabe-
reich, die die Klägerin seit Jahren regelmäßig 
besucht. Am 12.02.2017 erteilte die Beklagte der 
Klägerin ein schriftlich vorbereitetes, unbefriste-
tes Hausverbot für die von ihr betriebene 
Therme. Die Klägerin verlangt von der Beklag-
ten, das Hausverbot zurückzunehmen. Der Bun-
desgerichtshof entscheidet, dass die Klägerin 
keinen Anspruch auf Rücknahme des Hausver-
bots hat, da die Befugnis der Beklagten zur Er-
teilung eines Hausverbots für die von ihr betrie-
bene Therme nicht von dem Vorliegen eines 
sachlichen Grundes abhängt. Die Beklagte ist 
als Betreiberin der Therme aufgrund ihres Haus-
rechts grundsätzlich befugt, gegenüber Besu-
chern ein Hausverbot auszusprechen. Das 
Hausrecht beruht auf dem Grundstückseigen-
tum oder -besitz (§§ 858 ff., 903, 1004 BGB) und 
ermöglicht es seinem Inhaber, in der Regel frei 
darüber zu entscheiden, wem er Zutritt gestattet 
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und wem er ihn verwehrt. In ihm kommt die aus 
der grundrechtlichen Eigentumsgarantie (Art. 14 
GG) fließende Befugnis des Eigentümers zum 
Ausdruck, mit der Sache grundsätzlich nach Be-
lieben zu verfahren und andere von der Einwir-
kung auszuschließen (§ 903 S. 1 BGB). Darüber 
hinaus ist das Hausrecht Ausdruck der durch Art. 
2 Abs. 1 GG gewährleisteten Privatautonomie, 
die die Selbstbestimmung des Einzelnen im 
Rechtsleben schützt. Dazu gehört, dass recht-
lich erhebliche Willenserklärungen in der Regel 
keine Rechtfertigung bedürfen; das gilt in glei-
cher Weise für die Entscheidung, ob und in wel-
chem Umfang einem Dritten der Zugang zu einer 
bestimmten Örtlichkeit gestattet wird (so BGH 
NJW 2012, 1725 Rn. 8). 
Eine Einschränkung des Hausrechts der Beklag-
ten dahingehend, dass ein von ihr ausgespro-
chenes Hausverbot eines sachlichen Grundes 
bedarf, ergibt sich auch nicht aus den mittelbar 
in das Zivilrecht einwirkenden Grundrechten, na-
mentlich nicht aus dem Gleichbehandlungsge-
bot des Art. 3 Abs. 1 GG. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs können sich - au-
ßer durch vertragliche Bindungen und die hier 
nicht einschlägigen Benachteiligungsverbote 
aus § 19 AGG (Allgemeines Gleichbehandlungs-
gesetz) - Einschränkungen bei der Ausübung 
des Hausrechts insbesondere daraus ergeben, 
dass der Hausrechtsinhaber die Örtlichkeit für 
den allgemeinen Publikumsverkehr öffnet und 
dadurch seine Bereitschaft zu erkennen gibt, ge-
nerell und unter Verzicht auf eine Prüfung im 
Einzelfall jedem den Zutritt zu gestatten, der sich 
im Rahmen des üblichen Verhaltens bewegt 
(BGH NJW 2006, 1054 Rn. 8 [Flughafen]; BGH 
NJW 2010, 534 Rn. 13 [Fußballstadion]; BGHZ 
24, 39, 43 [Einkaufsmarkt]; BGH NJW-RR 1991, 
1512 [Warenhaus]). Das schließt zwar auch in 
solchen Fällen nicht aus, dass der Berechtigte 
die Befugnis zum Aufenthalt nach außen hin er-
kennbar an rechtlich zulässige Bedingungen 
knüpft. Geschieht dies jedoch nicht oder sind die 
Bedingungen erfüllt, bedarf ein gegenüber einer 
bestimmten Person ausgesprochenes Verbot, 
die Örtlichkeit zu betreten, zumindest grundsätz-
lich eines sachlichen Grundes. In solchen Kons-
tellationen tritt die Privatautonomie (Art. 2 Abs. 1 
GG) des Hausrechtsinhabers in ihrem Gewicht 
zurück und stehen die Grundrechte des Betroffe-
nen, namentlich dessen allgemeines Persönlich-
keitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) 
und das Gebot der Gleichbehandlung (Art. 3 
GG), bei der gebotenen Abwägung einem will-
kürlichen Ausschluss entgegen (BGH, Urteil 
vom 30.10.2009 - V ZR 253/08 und BGH, Urteil 
vom 09.03.2012 - V ZR 115/11). 
Diese Rechtsprechung wurde vom Bundesge-
richtshof nunmehr aber durch das Urteil vom 
29.05.2020 - V ZR 275/18 - geändert. Der Bun-
desgerichtshof führt aus, seine bisherige Recht-
sprechung bedürfe im Hinblick auf die zwischen-
zeitlich ergangene Grundsatzentscheidung des 
Bundesverfassungsgericht zur mittelbaren Dritt-
wirkung von Art. 3 Abs. 3 GG im Verhältnis zwi-
schen Privaten (BVerfGE 148, 267) der Modifi-
zierung. Danach folgt aus Art. 3 Abs. 1 GG kein 

objektives Verfassungsprinzip, wonach Rechts-
beziehungen zwischen Privaten von diesen prin-
zipiell gleichheitsgerecht zu gestalten wären. 
Dahingehende Anforderungen ergeben sich 
auch nicht aus den Grundsätzen der mittelbaren 
Drittwirkung. Grundsätzlich gehört es zur Frei-
heit jeder Person, nach eigenen Präferenzen 
darüber zu bestimmen, mit wem sie unter wel-
chen Bedingungen Verträge abschließen will 
(BVerfGE 148, 267 Leitsatz 1 und Rn. 40). 
Gleichheitsrechtliche Anforderungen für das 
Verhältnis zwischen Privaten können sich aus 
Art. 3 Abs. 1 GG jedoch für spezifische Konstel-
lationen ergeben, etwa wenn der Ausschluss 
von Veranstaltungen, die aufgrund eigener Ent-
scheidung der Veranstalter einem großen Publi-
kum ohne Ansehen der Person geöffnet werden, 
für die Betroffenen in erheblichem Umfang über 
die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben ent-
scheidet (BVerfGE 1948, 267 Leitsatz 2 und Rn. 
41). Indem ein Privater eine solche Veranstal-
tung ins Werk setzt, erwächst ihm von Verfas-
sung wegen auch eine besondere rechtliche 
Verantwortung. Er darf seine aus dem Haus-
recht - so wie in anderen Fällen möglicherweise 
aus einem Monopol oder aus struktureller Über-
legenheit - resultierende Entscheidungsmacht 
nicht dazu nutzen, bestimmte Personen ohne 
sachlichen Grund von einem solchen Ereignis 
auszuschließen (BVerfGE 1948, 267 Leitsatz 2 
und Rn. 41). Nach diesen Grundsätzen bedarf 
die Erteilung eines Hausverbots nicht schon 
dann eines sachlichen Grundes, wenn der Haus-
rechtsinhaber die Örtlichkeit für den allgemeinen 
Publikumsverkehr ohne Ansehen der Person er-
öffnet, sondern nur unter der weiteren Voraus-
setzung, dass die Verweigerung des Zutritts für 
die Betroffenen in erheblichem Umfang über die 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben ent-
scheidet. In diesem Fall greift die Wirkung von 
Art. 3 Abs. 1 GG zwischen dem Betreiber einer 
solchen Einrichtung und deren (potentiellen) Be-
suchern, Gästen oder Kunden über die in Art. 3 
Abs. 3 GG und in den §§ 19 ff. AGG besonders 
geregelten Diskriminierungsverbote hinaus und 
stellt die Ausübung des Hausrechts durch den 
Veranstalter bzw. Betreiber in einen Zusammen-
hang mit dem Recht des Einzelnen auf Teilhabe 
am kulturellen Leben (BVerfGE 1948, 267 Rn. 
42). Dem Betreiber einer Einrichtung, die erheb-
liche Bedeutung für das gesellschaftliche und 
kulturelle Leben hat, wird eine besondere recht-
liche Verantwortung zugewiesen, die es ihm ver-
bietet, bestimmte Personen ohne sachlichen 
Grund auszuschließen. Welche Bedeutung der 
Zugang zu einer Einrichtung für die Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben hat, ist daher nicht aus 
der Perspektive des einzelnen Besuchers zu be-
urteilen; vielmehr ist aus objektivierter Sicht des-
jenigen, der die Einrichtung dem allgemeinen 
Publikumsverkehr öffnet, zu fragen, welche 
Funktion die von ihm willentlich eröffnete und be-
triebene Einrichtung bei typisierender Betrach-
tung hat. Dies zeigt auch der von dem Bundes-
verfassungsgericht gezogene Vergleich zu an-
deren Fällen der mittelbaren Grundrechtswir-
kung, in denen insbesondere die Unausweich-
lichkeit von Situationen, das Ungleichgewicht 
zwischen sich gegenüberstehenden Parteien, 
die gesellschaftliche Bedeutung von bestimmten 
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Leistungen oder die soziale Mächtigkeit einer 
Seite eine maßgebliche Rolle spielen (BVerfGE 
148, 267 Rn. 33), wie etwa in den Fällen des Mo-
nopols oder der strukturellen Überlegenheit. 
Danach unterliegt die Beklagte in der Ausübung 
ihres Hausrechts keinen Einschränkungen aus 
Art. 3 Abs. 3 GG. Der Besuch einer Therme ent-
scheidet nicht in erheblichem Umfang über die 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben; der pri-
vate Betreiber einer Therme bedarf daher für die 
Erteilung eines Hausverbots gegenüber einem 
Gast keines sachlichen Grundes. Zwar handelt 
es sich bei einer Therme regelmäßig um eine 
Einrichtung, die aufgrund eigener Entscheidung 
des Betreibers einem großen Publikum ohne An-
sehen der Person geöffnet wird. Das Angebot 
des Betreibers einer Therme richtet sich übli-
cherweise an einen uneingeschränkten Besu-
cher- und Kundenkreis; die Einrichtung ist für 
den allgemeinen Publikumsverkehr geöffnet. 
Der Betreiber behält sich typischerweise nicht in 
jedem Einzelfall eine individuelle Entscheidung 
darüber vor, ob er demjenigen, der die Therme 
besuchen will, Einlass gewährt, sondern macht 
den Zutritt allein von der Entrichtung des Ent-
gelts und davon abhängig, dass sich der Besu-
cher an die für die Benutzung der Therme aufge-
stellten Regeln hält. Der Identität des einzelnen 
Besuches, die der Betreiber zumeist gar nicht er-
fährt, kommt regelmäßig keine Bedeutung zu. 
So liegt es auch hier. Dies folgt auch daraus, 
dass die Beklagte Einlasskarten verkauft, die 
nicht an eine bestimmte Person gebunden, son-
dern frei übertragbar sind. Eine Therme ist aber 
keine Einrichtung, die für die Betroffenen in er-
heblichem Umfang über die Teilnahme am ge-
sellschaftlichen Leben entscheidet (vgl. für ein 
Wellnesshotel BVerfG NJW 2019, 3769 Rn. 8). 
Aus der objektivierten Sicht des Betreibers ist 
eine Therme eine Einrichtung, die bei typisieren-
der Betrachtung für die Gäste der Erholung und 
Entspannung und, soweit sie - wie hier - einen 
Saunabereich aufweist, auch der Ruhe und der 
Förderung der Gesundheit dient. Ungeachtet der 
unterschiedlichen Leistungsangebote verschie-
dener Thermen sind diese Leistungen prinzipiell 
austauschbar. Für den Gast kommt es typischer-
weise nicht darauf an, eine ganz bestimmte 
Therme besuchen zu können. Irrelevant war 
auch die Argumentation der Klägerin, sie habe 
die Therme der Beklagten zur gesellschaftlichen 
Zusammenkunft genutzt. Maßgeblich ist nämlich 
allein, für welche Art der Nutzung der Betreiber 
seine Einrichtung aus objektivierter Sicht willent-
lich geöffnet hat. Nur wenn der Private eine Ein-
richtung betreibt und für den allgemeinen Publi-
kumsverkehr öffnet, die bei objektiv-typisieren-
der Betrachtung erhebliche Bedeutung für die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben hat, er-
scheint die Anwendung des Grundrechts aus 
Art. 3 Abs. 1 GG auf das Privatrechtsverhältnis 
zwischen dem Betreiber und seinen Kunden und 
die damit verbundene Einschränkung seines 
Hausrechts gerechtfertigt. Betreibt er hingegen 
eine Einrichtung, der eine solche Bedeutung ob-
jektiv nicht zukommt, kann ihm eine verfas-
sungsrechtliche Bindung gegenüber dem einzel-
nen Kunden nicht dadurch erwachsen, dass die 
Einrichtung für dessen gesellschaftliches Leben 

subjektiv eine größere Bedeutung hat als ihr bei 
objektiv-typisierender Betrachtung zukommt. 
Die Beklagte hat auch keine Monopolstellung, 
aus der sich ebenfalls gleichheitsrechtliche An-
forderungen für das Verhältnis zu den Gästen er-
geben könnten (vergleiche zu diesem Aspekt 
BVerfG NJW 2019, 3769 Rn. 8). Nach den Fest-
stellungen des Berufungsgerichts befinden sich 
in einer Entfernung von 20 bzw. 30 km von der 
Therme der Beklagten weitere Bäder und Sau-
nen. Dass die Therme der Beklagten am Woh-
nort der Klägerin liegt und somit für diese beson-
ders einfach zu erreichen ist, begründet keine 
Monopolstellung der Beklagten. 
Das Urteil dürfte große Bedeutung haben, denn 
es gilt natürlich nicht nur für Thermen, sondern 
für sämtliche dem allgemeinen Publikumsver-
kehr eröffneten Einrichtungen, die nicht in erheb-
lichen Umfang über die Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben entscheiden. Bei solchen 
Einrichtungen darf der Hausrechtsinhaber auch 
ohne sachlichen Grund Hausverbot erteilen. 
BGH, Urteil vom 29.05.2020 - V ZR 275/18 

 Schriftform 
Mit Urteil vom 05.07.2020 - 30 U 163/19 - be-
schäftigte sich das Oberlandesgericht Hamm mit 
einem "Dauerbrenner" des gewerblichen Miet-
rechts, nämlich der Frage, wann ein für mehr als 
ein Jahr geschlossener Mietvertrag wegen eines 
Schriftformmangels nach § 550 S. 1 BGB or-
dentlich gekündigt werden kann. 
In einem Mietvertragsnachtrag hatten die Miet-
vertragsparteien eine Verlängerung der Mietzeit 
vereinbart und dies unsorgfältig formuliert. Gere-
gelt wurde: 
"Die Laufzeit des Mietvertrags wird beginnend 
mit dem 31.12.2013 um 15 Jahre bis zum 
15.01.2029 verlängert." 
Der Vermieter und das erstinstanzlich entschei-
dende Landgericht meinten, dies führe zu einem 
Schriftformmangel, weil die Vereinbarung zur 
Laufzeit nicht hinreichend bestimmt sei und sich 
auch im Wege der Auslegung die genaue Miet-
dauer nicht ermitteln lasse. Das Oberlandesge-
richt Hamm ist jedoch zutreffend anderer Mei-
nung. Richtig ist zwar, dass die Regelung auf 
den ersten Blick widersprüchlich erscheint, da 
die dort zunächst angeführte Verlängerung "be-
ginnend mit dem 31.12.2013 um 15 Jahre" eine 
Beendigung des Mietverhältnisses zum 
31.12.2028 und nicht, wie sodann nachfolgend 
angeführt, "zum 15.01.2029" nahelegt. Hierbei 
handelt es sich jedoch nur um einen scheinbaren 
Widerspruch auf den ersten Blick. Bei genauerer 
Betrachtung, insbesondere der gebotenen Aus-
legung, ergibt sich, dass als Beendigungszeit-
punkt allein der 15.01.2029 gewollt und gemeint 
gewesen sein kann. Auch formbedürftige Ver-
tragsklauseln sind grundsätzlich der Auslegung 
zugänglich, wenn sie sich als unklar oder lücken-
haft erweisen. Selbst wesentliche Tatbestands-
merkmale des Rechtsgeschäfts brauchen daher 
nicht bestimmt angegeben zu werden, sofern 
nur die Einigung über sie beurkundet ist und ihr 
Inhalt bestimmbar bleibt (BGH NJW 1999, 2591, 

mailto:hier@recht-bekommen.hn
http://www.recht-bekommen.hn/


 

- 5 - 

 

  Südstraße   Telefon (07131) 59 412 - 20 65    E-Mail hier@recht-bekommen.hn                          

 74072 Heilbronn                          Telefax (07131) 59 412 - 99   Internet www.recht-bekommen.hn  

. 

2592 f. und NJW 1999, 3257, 3259). Die somit 
mögliche und auch gebotene Auslegung der 
nach § 550 S. 1 BGB formbedürftigen Regelung 
zur Mietdauer lässt allein den Schluss zu, dass 
als Mietbeendigungszeitpunkt der 15.01.2029 
vereinbart ist. Dies folgt schon zwingend aus der 
Anführung eines genauen Beendigungszeit-
punktes. Dem konkreten angeführten Datum ist 
der Vorrang einzuräumen. Denn wird ein sol-
ches neben einem Verlängerungszeitraum an-
geführt, kann dem jedenfalls dann, wenn sich - 
wie vorliegend - aus beiden eine geringfügige 
Abweichung ergibt, allein der Bedeutungsgehalt 
beigemessen werden, dass der konkret ange-
führte Zeitpunkt der maßgebliche Tag sein soll. 
Andernfalls wäre seine Angabe offenkundig 
schlicht überflüssig. Bei der Angabe des Verlän-
gerungszeitraums handelt es sich in einem sol-
chen Fall offenkundig lediglich um eine unge-
fähre Angabe, die durch die Benennung des ge-
nauen Datums sodann konkretisiert wird. 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Das Nicht-
zulassungsbeschwerdeverfahren wird beim 
Bundesgerichtshof unter dem Az. XII ZR 59/20 
geführt. 
OLG Hamm, Urteil vom 05.06.2020 - 30 U 
163/19 
 
 

 Weit reichende Haftung des Fahrzeughalters 
Es wird durch § 7 StVG eine verschuldensunab-
hängige Haftung des Fahrzeughalters, auch für 
Anhänger, bestimmt, dies für Schäden, welche 
"bei dem Betrieb" des Fahrzeuges bzw. des An-
hängers entstanden sind. Hierzu hat der Bun-
desgerichtshof bereits in der Vergangenheit ent-
schieden, dass eine weite Auslegung geboten 
sei. Nunmehr war durch den Bundesgerichtshof 
in einem Urteil vom 11. Februar 2020 - VI ZR 
286/19 über die Haftung des Halters eines Sat-
telaufliegers/Anhängers zu entscheiden. Dieser 
Auflieger war auf dem Grundstück einer Spedi-
tion abgestellt. Durch einen starken Seitenwind 
wurde der Auflieger verschoben und gegen ei-
nen dort geparkten Pkw gedrückt, wodurch an 
dem Fahrzeug ein Totalschaden entstand. Strei-
tig war eine Schadenersatzverpflichtung des 
Kfz-Haftpflichtversicherers für den Auflieger hin-
sichtlich des Schadens am Pkw. Die Vorinstan-
zen hatten eine Haftung verneint. Bestätigt 
wurde auch durch den Bundesgerichtshof, dass 
ein Verstoß gegen die Verkehrssicherungs-
pflicht, schuldhaft, schadensursächlich, nicht 
vorlag. Anders als die Vorinstanzen hat der Bun-
desgerichtshof jedoch eine Haftung gemäß § 7 
StVG nicht ausgeschlossen. 

Unter der Voraussetzung, dass ein Anhänger im 
(öffentlichen oder privaten) Verkehrsraum abge-
stellt war, verwirklicht sich nach Auffassung des 
Bundesgerichtshofes eine konstruktionsbe-
dingte Gefahr des Aufliegers, soweit dieser 
durch einen starken Seitenwind verschoben 
wird, es hierdurch zur Beschädigung anderer 
Sachen kommt, was noch dem Tatbestands-
merkmal "bei dem Betrieb" zugeordnet werden 
könne. Insbesondere wurde nicht die Auffas-
sung des Berufungsgerichtes geteilt, nur, soweit 
eine Bewegung mit der Zugmaschine erfolgt, 
könne dies einem Betriebsvorgang zugeordnet 
werden, nicht dagegen eine naturbedingte 
Krafteinwirkung, hier durch den starken Seiten-
wind. Es wurde damit erneut das Tatbestands-
merkmal für die verschuldensunabhängige Haf-
tung gemäß § 7 StVG "bei dem Betrieb" sehr 
weit ausgelegt, damit eine sehr weitgehende 
Haftung für Kraftfahrzeuge und Anhänger be-
gründet. Lediglich, da aus Sicht des Bundesge-
richtshofes durch das Berufungsgericht festge-
stellt werden musste, ob es sich bei dem Park-
platz der Spedition noch um einen (privaten) 
Verkehrsraum handelt, für Mitarbeiter und Kun-
den frei zugänglich, wurde die Sache zurückver-
wiesen. 
Bundesgerichtshof, Urteil vom 11.02.2020 - VI 
ZR 286/19 
 

 Bauliche Veränderungen und Stimmenmehr-
heiten 
Der Bundesgerichtshof hat im Urteil vom 
29.05.2020 einige Fragen im Zusammenhang 
mit Beschlüssen über bauliche Veränderungen 
geklärt. So muss ein Beschluss über eine bauli-
che Veränderung nach § 22 Abs. 1 WEG mit nur 
einfacher Mehrheit gefasst werden, wobei auch 
die nicht beeinträchtigten Eigentümer stimmbe-
rechtigt sind. Daneben muss gegebenenfalls die 
Zustimmung derjenigen Eigentümer vorliegen, 
die über das in § 14 Nr. 1 WEG bestimmte Maß 
hinaus beeinträchtigt werden. Es ist daher zwi-
schen der Stimmenmehrheit und der Zustim-
mung der beeinträchtigten Eigentümer zu unter-
scheiden. 
Daneben hat der Bundesgerichtshof auch einige 
für den Verwalter wichtige Fragen geklärt, wie er 
Beschlüsse vorzubereiten und was er zu prüfen 
hat. 
In dem vom Bundesgerichtshof entschiedenen 
Fall haben Mitglieder einer Wohnungseigentü-
mergemeinschaft den Verwalter auf Erstattung 
von ihnen in einem Beschlussanfechtungsver-
fahren entstandenen Kosten verklagt. In einer 
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Eigentümerversammlung vom 20.05.2011 wur-
den Beschlüsse mehrheitlich gefasst, die zumin-
dest teilweise bauliche Veränderungen zum In-
halt hatten. Der Verwalter hat das Zustandekom-
men dieser Beschlüsse verkündet. Daraufhin 
wurden die Beschlüsse angefochten. In diesem 
Anfechtungsverfahren wurden nach erfolgrei-
chem Anfechtungsverfahren die Kosten den Klä-
gern (als Beklagten im Anfechtungsrechtsstreit) 
auferlegt, die sie nunmehr von der Verwalterin 
verlangen. 
Die Kläger sind mit ihren Schadensersatzan-
sprüchen gegen den Verwalter in allen drei In-
stanzen gescheitert. Ein Schadensersatzan-
spruch nach § 280 Abs. 1 BGB gegen den Ver-
walter besteht nicht. Zwar war der Beschluss 
über die baulichen Veränderungen rechtswidrig, 
da aufgrund der optischen Veränderung des ge-
meinschaftlichen Eigentums die Zustimmung zu-
mindest des mit Nein abstimmenden Eigentü-
mers notwendig gewesen wäre. Eine Rechtswid-
rigkeit allein führt aber nicht zu einer Haftung des 
Verwalters. Vielmehr muss ihm eine Pflichtver-
letzung vorgeworfen werden. Der Bundesge-
richtshof entscheidet, dass ein Verwalter bei der 
Verkündung eines Beschlusses nur die zu prü-
fenden Stimmabgaben und damit Mehrheiten zu 
prüfen hat, wozu aber das Zustimmungserfor-
dernis der beeinträchtigten Eigentümer nicht ge-
hört. Wenn eine Mehrheit erreicht ist, darf er den 
Beschluss verkünden, ohne pflichtwidrig zu han-
deln. 
Darin erschöpfen sich die Pflicht eines Verwal-
ters allerdings nicht. Vielmehr muss der Verwal-
ter in Vorbereitung einer Beschlussfassung über 
eine bauliche Veränderung prüfen, ob einzelne 
Wohnungseigentümer ihre Zustimmung  als Be-
einträchtigte erteilen müssen und er muss die Ei-
gentümerversammlung vor der Beschlussfas-
sung über das Ergebnis seiner Prüfung informie-
ren und gegebenenfalls auf ein bestehendes An-
fechtungsrisiko hinweisen. Denn der Verwalter 
muss die Eigentümer in die Lage versetzen, das 
Risiko, das sie eingehen selbst einzuschätzen. 
Bei der Einschätzung, ob die Zustimmung erfor-
derlich ist, handelt es sich auch um eine erlaubte 
Rechtsdienstleistung eines Verwalters nach § 5 
Abs. 2 Nr. 2 RDG. Wenn der Verwalter über ein 
bestehendes Zustimmungserfordernis nicht auf-
klärt, handelt er pflichtwidrig. Er handelt aller-
dings nur dann schuldhaft, wenn diese Einschät-
zung offenkundig falsch ist. Nachdem dies im 
vorliegenden Fall nicht anzunehmen war, wurde 
die Klage abgewiesen. 
Ist im Übrigen nicht sicher, ob alle notwendigen 
Zustimmungen vorliegen (da sie nicht unbedingt 
vorab abgefragt werden müssen), kann der Ver-
walter sich eine Weisung der Eigentümerver-
sammlung einholen lassen, ob er den Beschluss 
trotzdem verkündet und das Anfechtungsrisiko 
eingegangen werden soll.  
BGH, Urteil vom 29.05.2020 - V ZR 141/19 
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